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Antwort der Regierung 

 

Die Biodiversitätsinitiative will Bund und Kantone dazu verpflichten, die Biodiversität, 

die Landschaft und das baukulturelle Erbe besser zu schützen und fordert mehr Flä-

chen sowie finanzielle Mittel für die Biodiversität. Die Regierung teilt das eigentliche 

Ziel der Biodiversitätsinitiative, die Biodiversität als wichtige Ressource zu erhalten 

und zu fördern. Sie hat aufgrund der hohen Bedeutung dieses Anliegens einen Ent-

wicklungsschwerpunkt (ES 9.1) ins Regierungsprogramm 2021 bis 2024 aufgenom-

men und die Verwaltung beauftragt, eine Biodiversitätsstrategie für Graubünden 

(BDS GR) zu entwickeln. Die Regierung hat die BDS GR am 16. April 2024 verab-

schiedet. Basis für die BDS GR bildete eine umfassende Zustandsanalyse der Bio-

diversität in Graubünden. Sie wurde mit allen verfügbaren Daten und ergänzendem 

Expertenwissen erstellt. Diese Analyse zeigt, dass die grössten ökologischen Defizite 

bei den wassergebundenen Lebensräumen sowie in Tal- und Gunstlagen bestehen. 

In den höheren Lagen verfügt der Kanton dagegen nach wie vor über eine reichhal-

tige Biodiversität in relativ guter Qualität. Die grosse Herausforderung besteht nun 

darin, die festgestellten Defizite im Rahmen der Möglichkeiten zumindest zu mildern 

und vor allem auch die vielen noch vorhandenen ökologischen Qualitäten zu erhal-

ten. Um den gestellten Herausforderungen wirksam begegnen zu können, hat die 

Regierung für die erste Umsetzungsphase der BDS GR 28 Massnahmen beschlos-

sen. Die Umsetzung der Massnahmen hängt stark davon ab, ob die erforderlichen 

Ressourcen vom Bund und Kanton zur Verfügung gestellt werden können und vor al-

lem auch von der Bereitschaft und den Möglichkeiten der Partner, an der Umsetzung 

der Massnahmen aktiv mitzuwirken. Partner sind die Gemeinden, Organisationen 

und Verbände, Unternehmungen, Fachpersonen sowie Private.  

Die BDS GR verfolgt eine andere Stossrichtung als die Biodiversitätsinitiative, indem 

sie unter Einbezug aller interessierter Partner auf freiwilliger Basis die nötige Wirkung 
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erzielt und nicht mit zusätzlichen Verboten und Geboten operiert. Zur Biodiversitäts-

initiative auf eidgenössischer Ebene hat sich die Regierung im Rahmen der Ver-

nehmlassung zum indirekten Gegenvorschlag des Bundesrats ablehnend geäussert, 

da sie den Weg, den Flächenanteil von geschützten Gebieten auf einen bestimmten 

Prozentsatz zu steigern sowie bundesrechtliche Verbote und Gebote als nicht ziel-

führend erachtet.  

 

Zu Frage 1: Die Auswirkungen würden stark davon abhängen, wie nach einem allfäl-

ligen Ja zur Initiative die Ausführungsbestimmungen gestaltet werden. Wenn mehr 

Flächen mit ähnlichen Mechanismen wie mit den heutigen Bundesinventaren ge-

schützt würden, wäre tendenziell auch mit mehr Konflikten zwischen Schutzzielen 

und Infrastrukturprojekten, Bauprojekten oder Planungen zu rechnen.  

  

Zu Frage 2: Die Regierung teilt die Einschätzung der Unterzeichneten, dass die 

Bündner Berglandwirtschaft nach einem nachhaltigen Zusammenspiel von Biodiver-

sität und Produktion streben soll. Die Biodiversitätsinitiative bringt dazu keinen Mehr-

nutzen, weil Biodiversitätsförderung, Landschaftspflege, Alpwirtschaft, tiergerechte 

Nutztierhaltung usw. wichtige Leistungen sind, die die Landwirtschaft schon heute er-

bringt und auf Konsumentenseite das Bild von besonders hochwertigen Produkten 

aus der Berglandwirtschaft prägen. 

 

Zu Frage 3: Die Auswirkungen auf den Ausbau erneuerbarer Energien erachtet die 

Regierung als weniger problematisch, da solchen Vorhaben ab einer bestimmten 

Grösse eine nationale Bedeutung zukommt, womit sie einer Interessenabwägung zu-

gänglich sind. 

 

Zu Frage 4: Je nach Ausgestaltung der Ausführungsbestimmungen könnten sich 

nach einer Annahme der Initiative die Hindernisse primär für Erweiterungsvorhaben 

verstärken. 
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